
Amtliches

Kreis- Matt
für Lm

Unterlahu -Kreis.
Amtliches glatt für dir Zekannimachungen des ßaudratsamtesn.Les Kretsausschusser.

Tägliche Ketlagr zur Dirzer««d « mfer Zrwmg.
Preise der Knitfgttt!

Dir etssv. PrtinrL, -rd„ derer-ten 15  P?x.,
Krttamezetlr 50 Pfz.

dk«. 293

« «»za- e- MrU;
In Dir, : Rofenftraßr ZS-
In AmZ: Römrrftraße S5.

Brnck nab  Verlag von H. Thr. Sommer, i
Pms And Diez.

Diez, Freitag des 18. Dezember L916 86. Jahrgang
I .-Nr . 2318 K. F . Diez,  den 13. Dezember 1816.

Betrifft: Die Erhöhung der Rrichs-Kriegs-Familikn-
Unterstützung.

. Tie Reichs-Kriegs -Familien -Unterstützungen sind für die
Wintermonate November 1916 bis einschl. April 1917 für die
Ehestauen von 15 Mark lauf 20 Mark , für die Kinder und son¬
stigen .Berechtigten von 7,59 Mark auf 10 Mark erhöht wur¬
den. Für November gelangen also noch 5 Mark für die Ehe¬
frauen und ,2,50 Mark für die Kinder und sonstigem Berechtigten
zur 'Nachzahlung . Diese Nachzahlung macht genau ein Drittel
der bisherigen Beträge aus . Dem nach den neuen .Sähen be¬
rechneten^Gesamtbeträge für Dezember ist somit in Spalte De¬
zember ein Drittel des Gesamtbetrages in der Novemberspalte
»nt der Bezeichnung „Nachzahlung für 'November" zuzusetren
und mit der jetzt fälligen 2ten Dezemberrate zusammen auszn-

(Es kommen also am 15. Dezember für die Ehefrauen
10 Mark (als 2. Dezembermte ) und 2,50 Mark (als Nachzah¬
lung Mr 1. Dezembcrrate ) und 5 Mark (als Nachzahlung für
Nobembcr ) zu,mmnen also 17,50 Mark und für Kinder und
fonsrrge Berechtigte je die Häkfte dieser Beträge also 8,75
Mark zur Auszahlung .)

Die Erhöhung gilt auch in den Fällen , wo der Einbe¬
rufene im November oder Dezember nach Hanse gckvimnjcu
wird" ^ l>te Weite Hälfte des Dezember nichts mehr bezahlt

Des weiteren ist beschlossen worden , daß. die Familien
der aus dem Heeresdienst entlassenen Mannschaften vom 1.
Dezember dieses Jahres ab nach dem Tage der Entlassung noch
eine ,Halbmonatsrate als außerordentliche llnterstütznng er¬
halten sollen, wobei als Entlassungstag der Tag gilt , an dem
der Kriegsteilnehmer ' ans dem Dienste bei seinem Truppenteil

.ausscheidet, und die Rückreise nach Hause außer Betracht bleibt
Der Entlassungstag ' ist- aus dem Militär -Passe mit Sicher-
heit seitzustellen. Hiernach würde z. . B „ da als Zahlungstag
der 1. und 15. jedes Monats (vgl. § 192 BGB .) als grund¬
legend anzusehen sind, ivenn auch die' tatsächliche Auszahlung
der Unterstützungen vielfach an anderen Tagen erfolgt , eine
Familie , ivenn der in Frage kommende Kriegsteilnehmer am
14. Dezember 1916 zur Entlassung gekommen ist, noch die Un¬
terstützung bis zum 31. Dezember erhalten . Die Familie
eines Kriegsteilnehmers dagegen, dessen Entlassung der 15.
Dezember 1916 ist, würde auch noch auf die 'Auszahlung
der halbinonatltchen Rate am 1. Januar 1917 Anspruch haben.

Der Borsttzends sco Krei «s «sfchMeK.
1 11094 Diez,  den 11. Dezember 1916.

A» die Herren Bürgermeister des Kreises.
Betrifft : Nachweisung der wegen Nebertretung

der fischereipolizeilichen Vorschriften
vorgenommeneu Bestrafungen.

Hintoeis auf meine Ausschreiben vom 9. Februar
1892 — I. 161 (Kreisblatt - Nr . 46) und 21. Mai 1908

I. 5094 (Kreisblatt Nr . 124) ersuche ich, mir über die von
3hnen im Kalenderjahr 1916 bestraften Uebertretnngen der
fischereipolizeilichen Vorschriften spätestens bis zum 1. Januar
1917 unter entsprechender Ausfüllung des nachstehenden For¬
mulars zu berichten.
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Bekanutmachuus.
betreffen»  Zulassung von Azetylenschweitzapparateu'

Auf Antrag der Technischen Sluffichtskommission für die
Untersuchungs - und Prüfstelle des Deutschen Azetylenvereins
werden die in zwei Größen hergestellten Azethlenschweißappa-
rate „Sachsen " der Firma Paul Wächter in Thum (Sachsen)
für das Königreich Preußen gemäß § 12 der Azetylenverord¬
nung unter der ThPenbezeichnung „I 47" zum dauernden
Betrieb in Arbeitsräumen und gemäß § 14 a. «. D. unter
der ThPenbezeichnung „Ä 26" zur vorübergehenden Benutzung
in Arbeitsräumen widerruflich unter den a. a . O. sestgelegten

'Poraussetzungen und Bedingungen zugelassen.
Die Fabrikschilder solcher Apparate müssen aus de» Zinn¬

tropfen oder Nieten , mit denen sie befestigt sind, den Stempel
der Königlich Sächsischen Gewerbeinspektion Annaberg tragen.

Für die Zulassung gelten jeweils die von der Technischen
Aufsichtskommission vorgeschlagenen, den Behörden mitgeteil¬
ten Bedingungen.

Berlin  W . 9, den 11. November 1916.
Der Minister für Handel und Gewerbe.

• 1 I
I. Nr . 30. Diez  a . L., den 11. Dezember 1916.

Abdruck teile ich den Ortspolizeibehörden zur Kenntnis mit.
Der Apparat muß mit einem Fabrikschilde Versehen sein,

das Aufschriften gemäß nachstehender Tabelle enthält:
Apparatgröße l 2
Karbidfüllung in kg Körnung 4 ic 7

oder 7 jc 15 mm 2 4
Größte Dauerleistung in Stundenlitcrn 1800 2400
Nutzbarer Inhalt des Gasbehälters in l 94 135
Höchstgewicht der Gesamtbelastung der

Gasglocke in kg 43 53

Typennummer
J 47
oder

J 47
oder

A 26 A 26
Laufende Fabrtkationsnumtner:
Jahr der Anfertigung:
Fabrikant und Wohnort des Fabrikanten:
Mit dem Apparat muß die unter Nr . 59 vom Deutschen

Azethlenverein geprüfte Wasservorlage verbunden sein.
Zeichnungen und Beschreibungen des Apparates sind im Be¬

darfsfälle anzufordern.
Der KSsigl . Landrat:

I . B.r
Zimmermann.

Rr . 1461. I. 26. 16. Berlin , C 25, den 29. November 1916.
Alexanderstraße 3— 6.

Bekanntmachung.
Dir in Königsberg i . Pr -, Fließstr . 19, wohnhajte un¬

verehelichte Anni Schmidt , geboren am 4. Mai 1877 in Neu¬
stadt i. H., hat sich beim Vertriebe von Gegenständen zu
Kriegswohlfahrtszwecken schwere Verfehlungen zuschulden kom¬
men lassen.

Ich ersuche daher ergebenst, sie gegebenenfalls von jeder
Betätigung in der Kriegswohlfahrtspslege auszuschließen.

Der Staatskommissar
für die Regelung der Kriegswohlfahrtspflege

in Preußen.
gez. v. Jarotzky.

Ministerialdirektor.
• •  •

I. 11301 . Diez  a . L., den 9. Dezember 1916.
Wird den Ortspolizeibehördcn und den Herrn Gendarmen

des Kreises hiermit zur Kenntnis und Beachtung mitgeteilt.
Der König !. Landrat.

I.
Zimmermann.

Wiesbaden , den 6 . Dezember 1916.
Beschluß.

Der Bezirksausschuß zst Wiesbaden hat in seiner Sitzung
dom 8. Dezember 1916 beschlossen, bezüglich des Beginnes
der Schonzeit für Birk -, Hasel - und Fasanenhennen und
der Einschränkung oder Aufhebung der Schonzeit für Dachse
und wilde Enten es für das Jahr 1917 bei den gesetzlichen
Bestimmungen zu belassen.

Der Bezirksausschuß.
Menzel.

1! 319. Diez,  den 12. Dezember 1916.
«lu die Herren Bürgermeister de» « reise».

Zwecks Aufklärung über die Behandlung kriegsgefangcner
Ukrainer auf landwirtschaftlichen Arbeitskommandos wird dem¬
nächst ein Offizier des Kriegsgefangenenlagers Wetzlar mit den
in Betracht kommenden Gemeindcvorständen , in deren Bezirken
Kriegsgefangene der genannten Art mit landwirtschaftlichen
Arbeiten beschäftigt werden , in Verbindung treten.

Den Anregungen des Offiziers ist möglichst entgegen zukommen.
Der « Snigl . Laudrat.

I . V.
Ziutmrrmaua.

Bekanntmachung.
Betr . Schweinemostunternehmen für den

Regierungsbezirk Wiesbaden.
Ablieferung der Pflichtschweiuc.

Bei der Wnahme der Pflichtschweine entstehen leid«
noch immer die größten Schwierigkeiten dadurch, daß Vieh
Bertragsmäster bei der Ablieferung ihrer Pflichts .hwrine di«
Beauftragten des Viehyandelsverbandes nicht darauf aufmerk¬
sam machen, daß es sich um Pflichtfchweine für das Mastunter¬
nehmen handelt ; dies ist unter allen Umständen erforderlich.
Im weiteren ist anzugeben,

a) ob cs sich um Pflichtschweine handelt , die auf Grund
der im Mai , Juni und Juli eingegangenen Verpflichtungen
(1. Vertrag ) gemästet worden sind (als Futter wurde noch
Mais geliefert ), oder

b) ob die Pflichtschweine auf Grund der nach dem 1. Okto¬
ber d. I . abgeschlossenen Verpflichtungen (2. Vertrag ) ge¬
mästet worden sind (für Pflichtschweine nach dem 2. Ver¬
trag wird in erster Linie Gerste oder auch Kleie geliefert ).
Wenn es sich um Heeresschweine handelt , ist dies besonders
anzugeben.

Macht der Mäster bei der Ablieferung keine diesbezüglichen
Angaben , so werden seine Schweine nicht als Pflichtfchweine
behandelt und er muß bestimmt damit rechnen, daß ihm die-
selben nochmals angefordert werden oder aber , daß er das er¬
haltene Mastfutter wieder zurückliefern muß. Außerdem geht
er, für den Fall « daß er FettsOvelne geliefert hat , der ent¬
sprechenden Prämien verlustig.

Nichtamtlicher Teil.

Der amerikanisch- deutsche Notenwechsel.
'lieber die Weg führ ung belgischer Arbeiter  hat

die Regierung der Vereinigten Staaten  von Amerika
in Berlin folgende Mitteilung übergeben lassen:

„Die Regierung der Vereinigten Staaten hat mit größter
Besorgnis und mit Bedauern von der Politik der deutschen
Regierung Kenntnis erhalten , wonach ein Teil der Zivil¬
bevölkerung aus Belgien weggeführt und zwangsweise zur
Arbeit in Deutschland angehalten werden soll, und sieht sich
genötigt , in freundschaftlichem Geiste, aber in feierlichster
Weise gegen ein solches Vorgehen Einspruch zu erheben, das
mit allem tzcrkonrmen und den humanen Grundsätzen des
int « nationalen Brauches in Widerspruch steht, die seit lan-



aem von den iiArittfltrtea Ulatlo« en bei der Behänd lang '
Don Nichträntpsern in besetzten Gebieten angenommen And
befolgt worden find. Die Regierung der Bereinigten Staaten
ist ferner überzeugt, daß die Wirkung diefer Politik, falls
sie fortgesetzt werden füllte, nach aller Wahrscheinlichkeit
für das belgische Hilfswerk, das in so humaner Weise ge¬
dacht und so erfolgreich zur Durchführung gebracht worden
ist, von Nachteil sein wird, eine Folge, die allgemein be¬
dauert und, wie anzunehmen ist, auch die deutsche Regierung
in ernstliche Verlegenheit bringen würde."

Auf die Note ist der Regierung der Bereinigten Staaten
nachstehende Antwort  übermittelt worden:

„Tie Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika hat
gegen die Verbringung belgischer Arbeiter nach Deutschland
und gegen deren zwangsweise Heranziehung zur Arbeit Ver¬
wahrung eingelegt, indem sie von der Ansicht ausgeht, daß
diese Maßnahmen mit den Grundsätzen der Menschlichkeit und
den internationalen Gebräuchen bei Behandlung der Revölkc-
rung besetzter Gebiete nicht vereinbar seien. Die deutsche Re¬
gierung glaubt, daß die Regierung der Vereinigten Staaten von
Amerika über den Grund und die Durchführung der Matznah¬
men, nicht zutreffend unterrichtet ist, und hält cs daher für
angezeigt, zunächst den Sachverhalt näher darzulegen.

In Belgien greift seit geraumer Zeit die Arbeitslosigkeit
unter den Jndustttearbeitern in erschreckender Weise uni sich
Dieses Ueberhandnehmender Arbeitslosen ist auf die englische
Msperrungspolitik zurückzuführen, welche die belgische In¬
dustrie von der Einfuhr der Rohstoffe und von der Ausfuhr ihrer
Fabrikate abgeschnittenund so den größten Teil der Betriebe
zum Stillstand gebracht hat. Hierdurch wurde beinahe der
Hälfte der belgischen Fabrikarbeiter, deren Gesamtzahl etlva
1200 000 beträgt, die Erwerbsmöglichkeit völlig genommen,
und weil mehr als eine halbe Million Belgier, sie ehemals
durch die Arbeit in der Industrie ihren Lebensunterhalt ver¬
dienten, wurden auf öffentliche Unterstützungen angewiesen;
diese Zahl erhöht sich, durch Zurechnung der Familienmitglieder
beinahe aus das Dreifache, also auf rund 1,5 Million Menschen.
Ein solcher Zrrstand machte sowohl vom Standpunkt der bel¬
gischen Volkswirtschaft, die durch die Arbeitslosen eine uner¬
trägliche Belastung erführt, als auch vom Standpunkt der
öffentlichen Ordnung und Moral, die durch die allgemeine Ar¬
beitslosigkeit und ihre Begleiterscheinungenauf das schwerste
gefährdet werden, eine durchgreifende Abhilfe auf das drin¬
gendste erforderlich, Diese Notwendigkeit ist auch von einsichts¬
vollen Belgiern seit langem anerkannt und betont worden.

Bei dieser Sachlage erließ der Generalgouverneur in Brüssel
am 15. Mai 1916 eine Verordnung, wodurch Personen, die
öffentliche Unterstützungen genießen und ohne hinreichenden
Grund die Uebernahme oder Fortsetzung einer ihrem Leistungs¬
vermögen entsprechenden Arbeit ablehnen, mit Freiheitsstrafen
oder mit Arbeitszwang bedroht werden. Infolge Tarnieder-
liegens der belgischen Industrie war es «ich! möglich, der Ge¬
samtheit der Arbeitslosen Arbeitsgelegenheit oder wenigstens
angemessene Beschäftigung in Belgien selbst .zu verschaffen.
Es blieb daher nichts übrig, als ihnen Arbeit in Deutschland
anzuweisen, wo bereits eine große Anzahl belgischer Arbeiter
freiwillig tätig ist und sich bei hohen Lohnsätzen und weitgehen¬
der Bewegungsfreiheit durchaus Wohl fühlt. Gegen diejenigen
Arbeitslosen, die ihrem Beispiel nicht folgen, kommt der Arbeits¬
zwang zur Anwendung. Diese Maßnahme steht mit dem Völ¬
kerrecht vollkommen im Einklang. Tenn nach Artikel -13
der Haager Landkriegsvrdnung hat die besetzende Macht für
die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und des öffent¬
lichen Lebens in dem besetzten Gebiete Sorge zu tragen und zu
diesem Zwecke, soweit die Landesgefetze versagen, durch ergän¬
zende Anordnungen einzugreifen. Zur Aufrechtrrhattung der
öffentlichen Ordnung gehört aber zweifellos, daß Arbeits¬
fähige, soweit irgend möglich, nicht der öffentlichen Wohltätig¬
keit zu Last fallen und durch ihren Müßiggang eine förmliche
Landplage bilden, sondern zur Arbeit angehalten werden.

Bel der Durchführung der Maßnahme ist ohne Härte and
mit aller tunlichen Rücksicht Verfahren worden. Wenn bei der
Auswahl der nach Deutschland geführten Personen vereinzelte
Versehen vorgekommen und insbesondere auch Leute einbegriffen
worden sind, auf welche die Voraussetzungender Verordnung
vom 15. Mai 1916 nicht zutreffen, so hängt dies damit zusam¬
men, daß sich die belgischen Behörden häufig der Mitwirkung
bei der Aufstellung der Listen der Arbeitslosen entzogen oder

nnrithiige 'ihxgabew vaaAyxu. i \t Tnrsvege getroffen worben,
bah solche Bersehen fo fchnell wie möglich wleber gwtgemachb
werben. Denn es wirb mft allem Rachbruck daran feftgehalten,
daß nur solche Personen nach Deutschland verbracht werben, W-i
öffentliche Unterstützung beziehen, in Belgien leine Arbeit
finden und die ihnen in Deutschland nachgcwicsene Arbeit
ablehnen.

Die nach Deutschland gebrachten Arbeitslosen werden von
Sammelstellen aus, die in Altcngrabow, Guben, Cassel. Me¬
schede, Münster, Soliau und Wittenberg eingerichtet sind, nach
den Arbeitsstätten gebracht, wo sie in landwirtschaftliche»
und industriellen Betrieben beschäftigt werden. Dabei sinv
selbstverständlich Arbeiten ausgeschlvffen, zu denen »ine feind.
liche Bevölkerung völkerrechtlich nicht gezwungen we den darr.
Wenn die amerikanische Regierung Wett darauf legt, wird es
einem Vcttreter ihrer hiesigen Botschaft gern gestattet werben,
sich durch einen persönlichen Besuch über die Verhältnisse, unter
denen sich die Leute befinden, zu informieren.

Die deutsche Regierung bedauert eS außerordentlich, dar;
durch die lügnerische Preßhetze ihrer Feinde die borstchcud dar-
gelegten Verhältnisse in den Vereinigten Staaten von Amerika
offenbar völlig entstellt worden sind. Ebenso würbe sie cs,
und zlvar nicht Lum wenigsten im Interesse der belgischen Be¬
völkerung sehr bedauern, wenn durch diese Entstellung die fegenö-
rciche Tätigkeit des Hilssausschussesirgendwie beeinträchtigt
werden sollte.

Schließlich kann die deutsche Regierung nicht umhin, c-uf
die Tatsache hinzuweisen, daß die Fortführung der deutsche»
Bevölkerung aus den von feindlichen Truppen besetzten Teilen
Deutschlands und seiner Kolonien, insbesondere die Verjchlcp-
puug von Frauen, Kindern und Greisen aus Ostpreußen nach
Sibirien , den neutralen Staaten , soviel hier bekannt ist, keinen
Anlaß gegeben haben, bei den beteiligten Regierungen ähnliche
Schritte zu tun , wie sie jetzt Deutschland gegenüber nuternvm-
men worden sind, lind doch kann es keinem Zweifel unterliegen,
daß diese Maßnahmen eine gröbliche Verletzung der Gesetze der
Menschlichkeitund der Regeln des Völkerrechts darstelleu,
während nach den vorstehenden Darlegungen sich die deutschen
Maßnahmen mit diesen Grundsätzen durchaus im Einklang
befinden." _ -

Preußischer Landtag.
rlbgeorduetenha«».

Sitzung vom 13. Dezember.
Ohne Debatte wird in zweiter und dritter Lesung oie Aen-

derung des Artikels 85 der Verfassung genehmigt, die durch
die Diätenborlage bedingt ist. lieber diese Vorlage selbst wird
hierdurch noch nicht entschieden. Darauf wird die zweite Lesung
des Schätzungsamtsgesetzes weitergeführt. Eine ausführliche
Debatte entspinnt sich bei 8 7, der bestimmt, wer nicht als Mit¬
glied eines Schätzungsamts berufen werden darf. Abg. Tr.
Würmeling (Ztr .) vertritt einen Aniraa , wonach die Ausfchlic.
ßung gewerbsmäßiger Grundstücksvernnttlcr nicht Anwendung
finden soll auf die Spar - uud Kreditgenossenschaften. Abg.
Weißärmel (konf.) beanttagl Streichung der Bestimmung, wo¬
nach der Vorsitzende des Kommunalvcrbandcsnicht Schätzangs-
aintmitglied sein darf. Die Abäuderungsanträge werden ange-
nommen, ebenso der so veränderte 8 7. Die 88 8-—11 werve»
unverändert angenommen. § 12 hat im Ausschuß einen neue»
Absatz erhalten, nach dem der Grundeigentümer zur Vorlegung
von Urkunden verpflichtet sein sollte, die für den Wert des
Grundstücks wesentliche Tatsachen enthalten. Rach Ablehnung
eines Antrages Würineling auf Streichung dieses Absatzes wird
8 12 unverändert angenommen, ebenso die 83 1-8—1'- § ^
bestimmt, wie der Wert eines Grundstücks e>rmittett werde»
sott. Das Zentrum beantragt, daß die Grenze für die mündel-
jichere Beleihung für die Hälfte des Wertes auf > erhöht
werden soll. Landwirtschaftsminister Frhr . v. Schorkcm-.-r. der
Freikonfcrbative Dr . Arendt, die Freisinnigen Abgg. Castel
und Pohlmann wenden sich gegen die Zentrumsanträge . Beide.
Zentrnmsanträge werden abgelehnt und 8 18 unverändert
angenommen, ebenso 8 19.

8 20 sieht die Möglichkeit vor, den Schätzung-zwang
durch Königliche Verordnung einzuführen. Ein Zentrumsan-
trag will den Paragraphen streichen. Abg. Dr . Arendt (frk.)
wendet sich entschieden gegen die in dem gleichen Paragraph«»
enthaltene Festsetzung einer Hypothekenttlgungzu 1 3 Prozent.



ett aS8fIt$nt unh* 30 mit  Km
Schatz nngSMang angenommen, ß 23  schreibt Hör, büß der

.’ ?̂ "Pnnkt des Inkrafttretens des Gesetzes durch SNnMiite
Verordnung mit der Maßgabe bestimmt wird, daß die Fnkraft-
LS / rüher als nach Ablauf Hon zwei Jahren „ ach
Beendigung des Kriegszustandes und nicht später als am
~ 1922 geschehen darf. Abg. Tr . Arendt (frk) beantragt

, (- trelchung dieser Befristung. Der Antrag Arendt wird a?
genommen, nnt ihm der Rest des Gesetzes
sitzerkammernÄ. tunf b“ Entschließungen, die Hausüe-
Ntzerrammern und Hilfsmaßnahmen für den Hausbesitz fordern•jütyr ** —« '* - •** äs

Es folgt die zweite Lesung des Gesetzes u,r ftarhjrm.«

Der Seekrieg.
Die Folgen des ll - B o ot - K r i eges.
Ui ? “* »̂gische Reederblatt„Sjoefartstidende- schreibt
^ . 1 i bemerkenswerten Artikel „Kouseäu'uz des II
Bootkriegcs anknüpfend an die „ungeheuren Ve Git » der
norwegischen Kriegsversicherungin den letzten drei Manaten
I'eutê meIdet̂ a? Ä ^ ^ ' schen England und Frankreich(alleindeute meldet das Reederorgan die Versenkung von sechs nur
»ÄftÄÄWS » » *» w£

trete äaffevc  seststeMe, ein „Irrtum" dadurch hervorgerufen,
daß unbefugte .Hände den Weißen„Für"-Stimmzettel dieser
Abgeordneten in der Urne durch Hineinlegen zweier blauer
„Gegen"-Stimmzettel in die entgegengesetzteStimmabgabe
verwandelt hätten. Dieses Verfahren wodurch bei ent¬
scheidenden AbstimmungenAbgeordnete mit weitem Ge¬
wissen dre Abstimmung dieser und jener Kollegen auf eigne
Fausr „berichtigen", indem sie den blauen oder weißen
Stimmzettel, die sic diese Kollegen in die Urne Wersen sahen
aus deren Namen entgegengesetzt lautende Stimmzettel tu
btc Urne nachsenden, wie dies aus den auf de» Plätzen
der Abgeordneten meist offen umherstehenden Stimmzettel-
schachtcln leicht ist, ist im übrigen nicht ungewöhnlich. Wir
erwähnen es nur, weil es auch bei dieser Gelegenheit wieder
die politische Moral beleuchtet, die diesen Parlamentariern
ergen ist. Der Zweck heiligt die Mittel . Wenn ein solcher
Betrirg, ohne daß er Ahndung und Abhilfe findet, aber im
französischen Parlament gegen die eignen Kollegen und
gegen das Parlament selbst schon gaug und gäbe ist, so
ioird es begreiflich, wieviel weniger diese Abgeordneten
und die Zahl der Politiker, deren Verantwortlichkeitsgefühl
rwch incht einmal ein Volksmandat beschwert, urfi voraustma; nicht einmal ein Volks,nandat beschwert, sich daraus
machen, draußen aus dem freien Feld im politischen Mei
nungskampf das Volk und die Welt zu betrügen und zu be-

bis acht Millionen Krönend1 ' '̂" sieben I lügen, lute es ihren Zielen und Zwecken entspricht.' Der
Prämienechühung, daß iAlgedavondie Stlmmzettelbetr-ug in der französischen Kammer ist nur ein
tan» ,,« , «rat toetb. « matte, «MKUtlZZ X2

s;rÜ' C1,!c-J rncf'l̂ Û n?ĉ oi)er  dadurch, daß die Befrachter
; ^ efflchcrungsprä'mle ganz oder teilweise übernehmen ^ ies
7JhJ lr  die logische geschäftsmäßige Folge dessen, was vor"fiel!

«£ £ •£ !%
'£  S ““i 5 » -ä

l Uh|e fre dafür bezahlen., Das. fei eine reine GeicbäitssiUo-.'
b‘r UnE;,,*tcn «icht -eulem Dritten,aufgehalst werden

L Verhältnis zum Risiko bezahü wKe
wurde die Fahrt nicht eingestellt werden; unterlasst mau da«
aber, so werde sie früher oder später von selbt au hörmt Ä
SSL ? * °“ f “'“'fatal R,,d,r a»Äteti »tt«

- ÄÄ5Ä5 L?
! ep^en Inseln wegen derU-Bootgefahr fand in Las Patina.

eine groge Versammlung statt, welche die Entsendung einer Ab
'5Ä2Ä E -d" » um bi, « 35BS KSfte
;*btb,nu !^ mb oit' n, ‘T“ rt,cf" “ Mn  MltteliMctÄ,

und Llverpool auszuwirken und die Notftandssteiluua
sU erlangen. ähnlichem Sinne wurden die Abgeordnetend?r
Kananfchen Inseln bei der Regierung vorstellig

Der Stimmzettelbetrug in der franz. Kammer.
Hm Wn ' ?Ä ttn  Sitzung Der Deputiertenkammer am

^fsrettag erklärte der konservative Abgeordnete
Bomirv d Astonm seinem und im Namen von fünf  anderen
konfê tiven Abgeordneten, daß das Abftim.nungsverzeich-
J t ^taatsblattes über die Tagesordnung vom .Tag.

ü!LbUr̂ bie ®. ammer  der Regrerrmg ihr Vertrauen
hatte, sie unter denjenigen aufzähle, die sich

der Stimmabgabe enthalten hätten, während sie in Wirk-
Uchkclr gegen dre Regierung gestimmt hätten. Ihre Nntcr-
,uchung die,es „Irrtums " habe ergeben, daß ihre blauen
tgeĉ n dre Regierung gerichteten) Stimmzettel durchweg
durch weiße (für die Regierung lautende) Stimmzettel' an-
imkert worden seren, die von anderer unbefugter Seite

btc llrne  Mlegt seien. Desgleichen be-
mchtrgtcn dre slbgeordneten Bonnail, Loustalot und Lasiere
ihre vom Staatsblatt als „gegen" die Vertrauenstages-
m-dnung verzeichnete Stimmabgabe dahin, daß sie in Wirk-
lichkeir daiür- gstttmmt hätten. Hiev war, wie der Abgeord-

Bekauntmachuttg.
Die Büros des Bürgermeistera.mtes befinden sich von

■heute ab im. ersten Stock links der ftüheren Schule, Ober-
dorfftraße. Nr. .-8... Im Interesse eines geordneten Geschästs-
gaiMs sind die Bürostunden für das Publikum bis auf wei¬
teres -von morgens 8- 12 Uhr festgesetzt. Nachmittags kön¬
nen, nur ausnahmsweise dringende Fälle erledigt werden.

Ferner erwarte ich für die Folge, daß nicht mehr wie cs
brsher vielfach üblich war, Kinder zur Erledigung dienst¬
licher Geschäfte zum Bürgermeisteramt geschickt werden. Es
muß daraus gehalten werden, daß in allen Fällen zur Er-
lediWng von Geschäften auf dem Bürgernreisteramt er-
w a ch se ii e P e r svn en erscheinen. Kinder werden ftir die
Folge nnnachstchtlich zurückgewiesen.

Freiendiez,  den 13. Dezember 1916.
_Der Bürgermeister:  Künzler.

Meisch-Verkauf.
Ter Verkauf von Fleisch uu: Flcischwaren findet in den

Metzle, luden morgen(S a nt .•! ,xvormittags  8 —12 Uhr
»ne nachmittags  von ?—." Uhr statt.

. -^der Empfangsberechtigte kann och d-n Liescrankcn, sv-
,re!t cs mH mit der Fleischvertt mr.g vereinbaren läßt, selbst
wühlen n-ie Verkaufsstunden wert n im Inte .esse eines ge¬
regelten Verkaufs wie folgt festgem» :
von 8—9 Uhr an die Inh . der Fleischkart. von 1501- 1800

" " ' ' » 1801—Ende
" 0 Ji * * » ” * „ 1 —300
" xtr }/ " ' ' .. .. „ . 301 - 600
" T~ 6. " ' " " „ „ 60 l—800
'' „ „ „ . „ „ 901—1200
* 4—5 , „ . ,, „ „ 1201—1500

T'.e Zeiteinteilung ist genau eivzuhstun. Einwohner, die
’l. anderen Verkaufszeit, itl oer ftir ie bestimntten.
-r cheinen, werden unnachsichtlich zit-ückgewieie»

Freiendiez,  den 14 Dezember 1916.
_ Der Bürgermeister.
Verantwortlich für die Schristleitung Richard Hein, Bad Ems-
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